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des Ausschusses für Kriegs- und Verfolgungsschäden 
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über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Bundesrückerstattungsgesetzes 

— Drucksache V/4288 — 


A. Bericht des Abgeordneten Hirsch 


I. Im allgemeinen 

Der Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Bundesrückerstattungsgesetzes — Drucksache 
V/4288 — wurde in der 236. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 11. Juni 1969 in erster Beratung 
erörtert und dem Ausschuß für Kriegs- und Ver- 
folgungsschäden federführend und dem Rechtsaus- 
schuß mitberatend überwiesen. 

Der Ausschuß hat die Vorlage in drei Sitzungen 
beraten. Dabei wurde auch den Vertretern betrof- 
fener Verfolgtenorganisationen am 18. Juni 1969 
Gelegenheit gegeben, ihre Vorstellungen zu dem 
Gesetzentwurf vorzutragen. Der Ausschuß hat die 
Regierungsvorlage umgearbeitet und erweitert. Er 
hat dabei die dagegen vorgebrachten verfassungs- 
rechtlichen und rechtsstaatlichen Bedenken berück- 
sichtigt. 

Der Rechtsausschuß hat in seiner Sitzung am 
25. Juni 1969 gegen den Gesetzentwurf in der Fas- 
sung der Beschlüsse des federführenden Ausschus- 
ses keine Bedenken erhoben. 

Der Gesetzentwurf regelt — abgesehen von der 
Vorschrift des Artikels I Ziffer 1, die eine Rechts- 
vereinheitlichung zum Gegenstand hat, die erfor- 
derlich wurde, weil in den verschiedenen ehemali- 
gen Besatzungszonen sachlich nicht gerechtfertigte 
Unterschiede in der Behandlung aufgetreten sind — 
zwei Komplexe: 

1. die Folgen des Urteils des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 24. Juli 1968, in dem § 30 BRüG in 
der Fassung des Dritten Änderungsgesetzes teil- 
weise für nichtig erklärt worden ist 

sowie 


2. die endgültige Höhe der Härteleistungen nach 
§ 44 a BRüG. 

§ 30 des Bundesriickerstattungsgesetzes in der 
Fassung vom 19. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 734) 
enthält die Fiktion, daß ein rückerstattungsrecht- 
licher Anspruch auch durch eine Anmeldung nach 
den Vorschriften des ßundesentschädigungsgesetzes 
als fristgemäß angemeldet gilt. Die Rechtsprechung 
einzelner Wiedergutmachungsgerichte, insbesondere 
des Obersten Rückerstattungsgerichts Berlin (ORG), 
hat diese Vorschrift sehr weit ausgelegt und auch 
jede unsubstantiierte Anmeldung im Entschädi- 
gungsverfahren ausreichen lassen, sofern sie nur 
auf einen Rückerstattungsanspruch hinführe. Durch 
das Dritte Anderungsgesetz zum Bundesrückerstat- 
tungsgesetz vom 2. Oktober 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S. 809) wollte die Mehrheit des Bundestages klar- 
stellen, daß nur solche Anmeldungen von Rück- 
erstattungsansprüchen im Entschädigungsverfahren 
den Erfordernissen des § 30 genügen, die irrtümlich 
im Entschädigungsverfahren vorgenommen worden 
sind und die Gegenstände erkennen lassen, für die 
Ersatz verlangt wird. 

Diese Neufassung ist verfassungsgerichtlich an- 
gefochten worden. Mit Urteil vom 24. Juli 1968 
(BVerfGE 24, 75 ff.) hat das Bundesverfassungs- 
gericht die Einfügung, nach der aus der Anmeldung 
die Gegenstände erkennbar sein müssen, für die 
Ersatz verlangt wird, wegen verfassungsrechtlich 
unzulässiger Rückwirkung für nichtig erklärt. Die 
weitere Einfügung des Irrtumserfordernisses da- 
gegen hat das Bundesverfassungsgericht für unbe- 
denklich angesehen. 
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Das Bundesverfassungsgericht hat hierzu in seiner 
Entscheidung ausgefülirt, daß schon nach der ur- 
sprünglichen Fassung des § 30 nicht jede Anmel- 
dung im Entschädigungsverfahren den Erfordernis- 
sen des Rückerstattungsrechts genügen könne. Sinn 
dieser Vorschrift sei es offensichtlich nicht, den An- 
tragstellern wahlweise zwei Möglichkeiten der An- 
meldung nach den Vorschriften des BRüG oder 

des BEG — zu eröffnen. 

Vielmehr müsse bei den Antragstellern ein Irrtum 
über den für die Anmeldung ihrer Rückerstattungs- 
ansprüche richtigen Weg vorliegen. Insoweit habe 
das Dritte Anderungsgesetz die bisherige Rechtslage 
lediglich klargestellt. 

Die Anmeldung eines rückerstattungsrechtlichen 
Anspruchs bei einer Entschädigungsbehörde ist nach 
Auffassung des Bundesverfassungsgerichts daher 
nur dann fristwahrerid, wenn sich der Anmelder 
tatsächlich geirrt hat. 

Dementsprechend ist in einem Teil der neueren 
Rechtsprechung — insbesondere einigen Beschlüssen 
des Kammergerichts — davon ausgegangen worden, 
daß die Antragsteller darzulegen und nachzuweisen 
haben, warum sie sich in einem Irrtum über die an- 
zuwendenden Anmeldevorschriften befunden haben. 

Die Obersten Rückerstattungsgerichte in Herford 
und Berlin haben jedoch entschieden, es sei still- 
schweigend zu unterstellen, daß die Antragsteller 
sich bei einer Anmeldung ihrer Rückerstattungs- 
ansprüche im Entschädigungsrecht geirrt hätten. Es 
bedürfe zum Nachweis dieses Irrtums weder einer 
Beweisführung seitens der Berechtigten, noch einer 
von Amts wegen durchzuführenden Beweisauf- 
nahme. 

Die Obersten Rückerstattungsgerichte unterstellen 
für jeden Fall, daß ein Anmelder, der seinen Rück- 
erstattungsanspruch im Entschädigungsverfahren 
geltend gemacht habe, sich geirrt haben müsse, ohne 
nach einem Beweis für diese Unterstellung zu fra- 
gen; es könne nicht angenommen werden, daß ein 
Anmelder bewußt bei einer unzuständigen Behörde 
angemeldet habe. In Wirklichkeit haben zahlreiche 
Bevollmächtigte nur deshalb die Ansprüche ihrer 
Mandanten nicht nach den strengen Formvorschrif- 
ten des Rückerstattungsrechts, sondern im Entschä- 
digungsverfahren angemeldet, weil es dort aus- 
reichte, einen Schaden „an Eigentum oder Ver- 
mögen" geltend zu machen, während im Rückerstat- 
tungsrecht die einzelnen Gegenstände hätten be- 
schrieben werden müssen. Zu dieser Beschreibung 
waren aber Bevollmächtigte mangels Kenntnis des 
zugrunde liegenden Sachverhalts häufig nicht in der 
Lage. Daß in einem solchen Fall der vom Bundes- 
gesetzgeber als schutzwürdig anerkannte Irrtum 
nicht vorliegen kann, weil der Anmeldende die 
Rechtslage mangels konkreter Anhaltspunkte über- 
haupt nicht prüfen konnte, lassen die ORG'e außer 
acht. 

Die Rechtsprechung der Obersten Rückerstat- 
tungsgerichte würde dazu führen, daß in mehreren 
10 000 Fällen, in denen im Entschädigungsverfahren 
offenbar ohne Kenntnis des zugrunde liegenden 
Sachverhalts eine Anmeldung vorgenommen worden 


ist, nun Rückerstailungsansprüche geltend gemacht 
werden könnten. Es nuiß damit gerechnet werden, 
daß in großem Umfang Ansprüche durchsetzbar 
werden, die der Gesetzgeber mit der Ausnahme- 
vorschrift mit Sicherheit nicht hat schaffen wollen, 
wenn Inhalt und Bedeutung des § 30 nicht eindeutig 
klargestellt werden. Die Folgekosten einer dem 
Willen des Gesetzgebers ziiwiderlaufenden Ausle- 
gung des § 30 können bis zu 300 Millionen DM be- 
tragen. 

Nicht nur wegen dieser erheblichen finanziellen 
Belastung, sondern auch aus Gründen der Rechts- 
sicherheit ist eine gesetzliche Interpretation des § 30 
geboten; denn einzelne Wiedergutmachungsgerichte 
folgen den Entscheidungen der ORG'e für Berlin 
nicht. 

Um eine langwierige Auseinandersetzung über 
die Bedeutung des § 30 in der Rechtsprechung zu 
vermeiden, die letztlich dazu führen würde, daß die 
Abwicklung der verbleibenden Wiedergutmachungs- 
verfahren noch weiter verzögert wird, ist es daher 
erforderlich, daß der Inhalt des § 30 klargestellt 
wird. 

Die Regelung der endgültigen Härteleistungen nach 
§ 44 a war im Regierungsentwurf nicht enthalten. 
Eine Ergänzung des Entwurfs ist aus Gründen des 
Sachzusammenhangs und weil nach § 44 a Abs. 1 1 
eine endgültige Regelung zwingend vorgeschrieben 
ist, erforderlich. 

Nach § 44 a BRüG kann für die Entziehung von 
Hausrat in den ehemals besetzten Westgebieten 
sowie von Edelmetall- und Schmuckgegenständen in 
den ehemals besetzten oder eingegliederten Gebie- 
ten bei Versäumung der Anmeldefristen des BRüG 
ein Härteausgleich gewährt werden, wenn solche 
Vermögensgegenstände auf Grund allgemeiner Maß- 
nahmen aus dem Entziehungsgebiet ganz oder über- 
wiegend in den nach § 5 BRüG maßgeblichen Be- 
reich gelangt sind. Durch Rechtsverordnungen vom 
14. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 420) und vom 
27. Dezember 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 2176) sind 
die vorstehend genannten allgemeinen Maßnahmen 
und die Entziehungsgebiete und Entziehungszeit- 
räume, für die sie getroffen worden sind, bestimmt 
worden. 

Innerhalb der in den Rechtsverordnungen be- 
stimmten Antragsfristen sind rund 250 000 Anträge 
gestellt worden. Anhand der bisher bearbeiteten 
Anträge läßt sich schätzen, daß etwa 20 vom Hun- 
dert der Anträge nicht den im Gesetz und den 
Verordnungen bestimmten Voraussetzungen ent- 
sprechen. Von den verbleibenden rund 200 000 An- 
trägen werden etwa 170 000 auf die Entziehung von 
Edelmetall- und Schmuckgegenständen und etwa 
30 000 auf die Entziehung von Hausrat entfallen. 

Nach § 44 a Abs. 11 BRüG sollen für den Härte- 
ausgleich im Rahmen der im jeweiligen Haushalts- 
plan ausgebrachten Mittel bis zu 800 Millionen DM 
zur Verfügung gestellt werden. Die endgültige Höhe 
des im Einzelfall zu gewährenden Härteausgleichs 
sollte durch eine bis zum 1. Juli 1967 zu erlassende 
Rechtsverordnung festgesetzt werden. Bis zu dieser 
Festsetzung können nur Vorauszahlungen erfolgen, 
die nach § 44 a Abs. 7 BRüG bei der Entziehung 
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von Schmuck- und Edelmetallgegenständen 1000 DM 
und bei der Entziehung von Hausrat 4000 DM be- 
tragen. Diese Vorauszahlungen erhöhen sich, wenn 
die Gegenstände mehreren Mitgliedern einer Fami- 
liengemeinschaft entzogen worden sind, gemäß 
§ 44 a Abs. 9 BRüG um 20 vom Hundert für den 
Ehegatten und um 10 vom Hundert für jedes un- 
verheiratete Kind, das im Zeitpunkt der Entziehung 
das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte. Die 
Vorauszahlungen sind jedoch auf zwei Drittel des 
Wiederbeschaffungswertes {§ 16 BRüG) der ent- 
zogenen Gegenstände beschränkt. 

Eine Festsetzung der endgültigen Höhe der Härte- 
leistung nach der Höhe des Schadens würde vor- 
aussetzen, daß zunächst in jedem Einzelfall die 
Höhe des Schadens festgestellt und dann aus dem 
Verhältnis des Gesamtbetrages der Schäden zu dem 
vorgesehenen Betrag von 800 Millionen DM der 
Hundertsatz errechnet würde, zu dem Härteaus- 
gleichszahlungen im Einzelfall gewährt werden 
könnten. Die Feststellung der Schadenshöhe in 
jedem einzelnen Fall würde aber, da objektive 
Unterlagen über den Wert der entzogenen Gegen- 
stände ganz überwiegend fehlen, nur nach lang- 
jährigen Verhandlungen mit den Antragstellern 
also letztlich doch im Wege einer Vereinbarung 
erfolgen können. Solche Verhandlungen dürften bei 
der Zahl der Anträge einen langen Zeitraum, der 
auf mindestens 10 Jahre geschätzt werden kann, 
und auch einen sehr hohen Verwaltungsaufwand 
erfordern. 

Es erscheint für die Betroffenen unzumutbar, daß 
sie innerhalb eines solch langen Zeitraums nur die 
vorgesehene Vorauszahlung und erst dann die end- 
gültige Härteleistung erhalten können. Um eine 
schnellere Abwicklung des Härteausgleichs zu er- 
möglichen, ist es daher sachgerecht, die endgültige 
Regelung nicht auf die Schadenshöhe zu beziehen, 
sondern es hierbei auf eine Vervielfachung der Vor- 
auszahlungen ahzustellen (Sockelprinzip). Allerdings 
würde es dem Wesen eines Härteausgleichs wider- 
sprechen, wenn ein Antragsteller hierbei einen 
höheren Betrag erhalten würde, als er ihn selbst 
als Schaden angegeben hat und als er ihn bei recht- 
zeitiger Anmeldung seines Anspruchs erhalten hätte. 
Es erscheint daher notwendig, die schon in der 
jetzigen Fassung des § 44 a Abs. 7 Satz 2 vorge- 
sehene Beschränkung der Zahlungen auf zwei 
Drittel des Wiederbeschaffungswertes beizubehal- 
ten. Diese Beschränkung führt gleichzeitig dazu, daß 
für höhere Schäden auch ein höherer Härteaus- 
gleichsbetrag gezahlt werden kann. Die Folge, daß 
von einer bestimmten Höhe des Schadensbetrages 
ab nur Zahlungen in gleicher Höhe erfolgen können, 
kann und muß demgegenüber nach Ansicht des 
Ausschusses in Kauf genommen werden. 

Die vorgesehene Regelung ist nicht durch Rechts- 
verordnung bis zum 1. Juli 1967 erfolgt. Sie wird 
deshalb jetzt vom Gesetzgeber vorgenommen, zu- 
mal es zweifelhaft sein könnte, ob die in § 44 a 
Abs. 11 BRüG vorgesehene Ermächtigung für eine 
(huartige von der Schadenshöhe weitgehend unab- 
hängige Härteausgleichsregelung ausgereicht hätte 
und nach dem 1. Juli 1967 noch gültig ist. 
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Der Entwurf des Gesetzes sielU daher vor, daß 
die Antragsteller für Hausrat 8000 DM und für 
Schmuck- und Edelmetallgegenstände 2000 DM zu- 
züglich der Zuschläge für Familienangehörige als 
endgültigen Härteausgleich erhalten, jedoch nicht 
über zwei Drittel des Wiederbeschaffungswertes der 
entzogenen Vermögensgegenstände hinaus. 

Die Regelung bringt finanzielle Mehraufwendun- 
gen für die Bundesrepublik Deutschland nicht, da 
die Summen der endgültigen Härteleistungen sich 
im Rahmen der nach geltendem Recht vorgesehenen 
Mittel in Höhe von bis zu 800 Millionen DM hält. 

Für die Durchführung des BRüG sind in der 
mittelfristigen Finanzplanung für die Jahre 1969/71 
je 200 Millionen DM vorgesehen. Von diesem Be- 
trag entfallen im Haushaltsjahr 1969 je 100 Millio- 
nen DM auf Rechtsansprüche und auf Härteaus- 
gleichszahlungen nach § 44 a. Es kann damit ge- 
rechnet werden, daß in den folgenden Jahren die 
Befriedigung der Rechtsansprüche einen immer ge- 
ringer werdenden Teil des Haushaltsansatzes erfor- 
dert, so daß die für den Härteausgleich verbleibende 
Summe sich laufend erhöht. Daraus folgt, daß etwa 
sechs bis sieben Jahre für die Abwicklung des Här- 
teausgleichs-Fonds erforderlich sein werden. 


IL Im einzelnen 

Zu Artikel I Nr. 1 (Beschlüsse des 7. Ausschusses) 

Nach dieser Vorschrift sind das Deutsche Reich 
und ihm gleichgestellte Rechtsträger in der früheren 
britischen und französischen Besatzungszone scha- 
densersatzpflichtig für Gegenstände, die nach der 
Entziehung verloren gegangen, beschädigt oder in 
ihrem Wert vermindert worden sind. Damit ist die 
Rechtslage in den beiden genannten Gebieten an die 
Regelung angeglichen worden, wie sie in der frühe- 
ren amerikanischen Besatzungszone und in Berlin 
gilt. Die für die Geltendmachung von entsprechen- 
den Ansprüchen erforderlichen Übergangs Vorschrif- 
ten befinden sich in Artikel II Nr. 1 Buchstaben a 
und b. 

Zu Artikel I Nr. 2 (Beschlüsse des 7. Ausschusses) 

Die Vorschrift enthält in Satz 1 und 2 Vermu- 
tungen, nach denen eine irrtümliche Anmeldung im 
Sinne von § 30 Abs. 1 und 2 zugunsten der An- 
tragsteller angenommen wird. 

Erstens wird das Vorliegen eines Irrtums ver- 
mutet, wenn im Entschädigungsverfahren eine An- 
meldung mit so ausführlicher Beschreibung einge- 
reicht worden ist, daß sie den Vorschriften für eine 
Anmeldung im Rückerstattungsverfahren genügt 
hätte. 

Die zweite Vermutung hetrifft die Anmeldung 
von sogenannten Inlandsentziehungen. Da bei die- 
sen Fällen die Rechtslage häufig schwierig zu be- 
urteilen war und zahlreiche Überschneidungen zwi- 
schen entschädigungs- und rückerstattungsrecht- 
lichen Vorschriften bestehen, ist es gerechtfertigt. 
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zugunsten der Antragsteller zu vermuten, daß sie 
sich in einem schutzwürdigen Irrtum über den vor- 
geschriebenen Verfahrensweg befunden haben. 

In Satz 2 wird eine dritte Vermutung zugunsten 
derjenigen Anmelder aufgestellt, die vor Inkraft- 
treten des Bundesrückerstattungsgesetzes ihre Rück- 
erstattungsansprüche im Entschädigungsverfahren 
angemeldet haben, da eine Regelung für das Rück- 
erstattungsverfahren nicht bestand. Während bei 
Anmeldern, die sich irn Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes authielten, angenommen werden kann, daß 
sie von den rückerstattungsrechtlichen Vorschriften 
mit der Veröffentlichung des Gesetzes (dem 23. Juli 
1957) Kenntnis erhalten haben, kann dies bei An- 
meldern, die im Ausland wohnten, nicht angenom- 
men werden. Insbesondere bei Verfolgten, die in 
Übersee wohnten, muß davon ausgegangen werden, 
daß sie erst mit einiger Verspätung von der Ver- 
abschiedung des Gesetzes Kenntnis erhalten haben. 
Bei ihnen wird daher davon ausgegangen, daß sie 
in der Regel von der Geltung besonderer rückerstat- 
tungsrechtlicher Vorschriften erst drei Monate nach 
Veröffentlichung des Bundesrückerstattungsgesetzes 
erfahren haben. Aus dem gleichen Grunde sind z. B. 
Rechtsmittelfristen in der REAO aut diesen Zeit- 
raum bemessen worden. 

Die vorgenannten Vermutungen können vom An- 
Iragsgegner widerlegt werden, wenn er beweis^ 
daß konkrete Tatsachen vorliegen, die einen Irrtum 
in der Person des Anmeldenden ausschließen. 

Satz 3 stellt klar, daß in Fällen, in denen die 
Voraussetzungen von Satz 1 und 2 nicht gegeben 
sind, ein Antragsteller sich nur dann auf eine irr- 
tümliche Anmeldung iin Entschädigungsverfahren 
berufen kann, wenn die Person, die die Anmeldung 
vorgenommen hat, nachweislich im Zeitpunkt der 
yVnmeldung alle Tatsachen kannte, die bekannt sein 
müssen, wenn eine den rückerstattungsrechtlichen 
Vorschriften genügende Anmeldung vorgenommen 
werden soll. Während bei einem Antragsteller, der 
seinen eigenen Schaden angemeldet hat, ohne wei- 
teres unterstellt werden kann, daß ihm diese Tat- 
sachen bekannt waren, muß angenommen werden, 
daß z. B, ein Bevollmächtigter, der ohne Mitwirkung 
eines Antragstellers eine Anmeldung vorgenommen 
hat, die Kenntnis dieser Tatsachen nicht gehabt hat. 
Der nach Satz 3 erforderliche Nachweis wird daher 
in diesen Fällen nur geführt werden können, wenn 
der Bevollmächtigte durch schriftliche Unterlagen — 
etwa durch Vorlage seiner Handakten — nachweist, 
daß er im Zeitpunkt der Anmeldung diese Tatsachen 
gekannt hat. 

Zu Artikel I Nr. 3 (Beschlüsse des 7. Ausschusses) 

Der bisherige Absatz 3 enthält keine Bestimmung, 
innerhalb welcher Frist die Verweisung der im Ent- 
schädigungsverfahren vorgenommenen Anmeldun- 
gen beantragt werden muß, wenn das Entschädi- 
gung s verfahren noch nicht abgeschlossen ist. Die 
nun angetügtc' Voisduilt In^sliimnl, dal) chu’ Anlracj 
aut Vtu'vveisung von .A unudduiigon, die die' Voraus- 
setzungen des § 30 Abs. 1 bis 3 erfüllen, nur inner- 
halb von zwölf Monaten nach Inkrafttreten dieses 


Gesetzes gestellt werden können. Die Vorschrift hat 
den Zweck, innerhalb eines angemesenen Zeit- 
raumes einen Überblick über die noch offenen Rück- 
erstattungsansprüche zu ermöglichen. 

Zu Artikel I Nr. 4 (Beschlüsse des 7. Ausschusses) 

Diese Vorschrift soll verhindern, daß noch nach 
Ablauf mehrerer Jahre aus unvollständigen Anmel- 
dungen, die in zahlreichen Fällen seit über zehn 
Jahren von den Antragstellern oder Anmeldern 
nicht mehr ergänzt oder auch nur weiter betrieben 
worden sind, Rückerstattungsansprüche hergeleitet 
werden können. Der Antragsteller soll veranlaßt 
werden, seine Anmeldung innerhalb eines angemes- 
senen Zeitraums zu spezifizieren. Die Vorschrift gilt 
nicht nur für Verfahren nach § 30, sondern auch für 
formgerechte Rückerstattungsanmeldungen. Da die 
Beweissituation im Laufe der Zeit immer schwie- 
riger wird, kann nicht erwartet werden, daß Ver- 
fahren, die erst in einigen Jahren eröffnet werden, 
zu einem zufriedenstellenden Ergebnis führen, da 
der zugrunde liegende Sachverhalt häufig nicht auf- 
zuklären sein wird. Nummer 4 soll auch ermög- 
lichen, die finanzielle Belastung aus der Durch- 
führung des Bundesrückerstattungsgesetzes mög- 
lichst bald zutreffend zu ermitteln. Die gegenüber 
dem Regierungsentwurf auf 12 Monate verdoppelte 
Frist in § 30 b muß nach den bisherigen Erfahrungen 
als ausreichend angesehen werden. 

Da häufig nicht rechtzeitig ermittelt werden kön- 
nen wird, bei welcher Stelle sich die Anmeldung be- 
findet, reicht für die Fristwahrung aus, wenn die 
Beschreibung der einzelnen Gegenstände gegenüber 
einer der Stellen, bei der sich die Anmeldung be- 
funden hat oder befindet, oder bei der das Ver- 
fahren anhängig ist, nachgeholt wird. 

Zu Artikel I Nr. 5 (Beschlüsse des 7. Ausschusses) 

a) Die Vorschrift setzt die endgültige Höhe des 
Härteausgleichs auf 8000 DM für Hausrat und 
2000 DM für Schmuck fest. Absatz 7 Satz 2 be- 
stimmt wie bisher, daß der Härteausgleich nicht 
mehr als zwei Drittel des Wiederbeschaffungs- 
wertes der entzogenen Gegenstände nach § 16 
betragen darf. Da mit der Entscheidung über die 
endgültige Höhe des Härteausgleichs sich die 
bisher möglichen Vorauszahlungen erübrigen, 
könen die entsprechenden Vorschriften in Ab- 
satz 7 entfallen. Daß zu den Sockelbeträgen von 
8000 DM bzw. 2000 DM Familienzuschläge zu ge- 
währen sind, ergibt sich aus dem folgenden 
Absatz 9. 

Die Gründe für die pauschalierte Festsetzung 
des Härteausgleichs sind in der allgemeinen Be- 
gründung dargelegt worden. 

b) Durch Absatz 11 wird sichergestellt, daß die Be- 
lastungen des Bundeshaushalts durch Zahlungen 
nach § 44 a BRüG die im Rahmen der mittel- 
fristigen Finanzplanung vorgesehenen Ansätze 
nicht überschreiten und auf die jeweils im 
Haushaltsplan vorgesehenen Mittel beschränkt 
bleiben. 
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Da die endgültige Höhe des Härteausgleichs 
durch die Neufassung des Absatzes 7 festgesetzt 
ist, kann Absatz 11 Satz 2, der den Erlaß der 
Rechtsverordnung vorsah, entfallen. 


Zu Artikel II Nr. 2 (Beschlüsse des 7. Ausschusses) 

Da die Frage, ob eine der Vermutungen in § 30 
Abs. 3 Satz 1 zugunsten des Antragstellers vorliegt 
oder den Erfordernissen des § 30 Satz 3 genügt wor- 
den ist, nur nach Prüfung eines entsprechenden Tat- 
sachenvortrags entschieden werden kann, müssen 
Verfahren, die bereits in Rechtsmittelinstanzcn an- 
hängig sind, an die Tatsacheninstanz zurückverwie- 
sen werden. Da in besonders gelagerten Fällen auch 


ohne umfangreiche Tatsachenprüfungen das Be- 
stehen einer Vermutung offenkundig sein kann, war 
es zweckmäßig, für diese Fälle vorzusehen, daß auf 
übereinstimmenden Antrag beider Parteien von der 
Zurückverweisung abgesehen wird, um unnötige 
Verzögerungen zu vermeiden. 


Zu Artikel III (Beschlüsse des 7. Ausschusses) 
Die Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 


Zu Artikel IV (Beschlüsse des 7. Ausschusses) 

Diese Vorschrift sieht das Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes am Tage nach der Verkündung vor. 


Bonn, den 26. Juni 1969 


Hirsch 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — ■ Drucksache V/4288 — in 
der anliegenden Fassung der Beschlüsse des Aus- 
schusses anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 26. Juni 1969 


Der Ausschuß für Kriegs- und 
V erf olgungsschäden 


Mick 

Vorsitzender 


Hirsch 

Berichterstatter 
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Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Bundesrückerstattungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Das Bundesgesetz zur Regelung der rückerstat- 
tungsrechtlichen Geldverbindlichkeiten des Deut- 
schen Reichs und gleichgestellter Rechtsträger (Bun- 
desrückerstattungsgesetz — BRüG) vom 19. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 734), zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz zur Einführung des Bundesgesetzes 
zur Regelung der rückerstattungsrechtlichen Geld- 
verbindlichkeiten des Deutschen Reichs und gleich- 
gestellter Rechtsträger (Bundesrückerstattungsgesetz 
— BRüG) im Saarland (BRüG — Saar) vom 12. Ja- 
nuar 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 133) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 2 a Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Sind im Geltungsbereich der in § 1 1 Nr. 1 
Buchstaben b und c genannten Rechtsvorschriften 
feststellbare Vermögensgegenstände von einem 
der in § 1 genannten Rechtsträger entzogen wor- 
den, so ist dieser Rechtsträger schadensersatz- 
pflichtig, wenn die Gegenstände verloren gegan- 
gen, beschädigt, oder in ihrem Wert vermindert 
worden sind; § 848 des Bürgerlichen Gesetz- 
buches findet Anwendung. Das gleiche gilt, wenn 
feststellbare Vermögensgegenstände von einem 
der in § 1 genannten Rechtsträger entzogen wor- 
den und nachweislich in den Geltungsbereich der 
in § 1 1 Nr. 1 Buchstaben b und c genannten 
Rechtsvorschriften gelangt sind." 

2. Nach § 30 Abs. 2 wird folgender Absatz 3 einge- 
fügt: 

„(3) Es wird vermutet, daß die Anmeldung irr- 
tümlich im Sinne der Absätze 1 und 2 erfolgt ist, 
wenn sie eine den rückerstattungsrechtlichen An- 
meldevorschriften genügende Beschreibung der 
in Verlust geratenen Vermögensgegenstände ent- 
hält oder wenn der angemeldete Schaden inner- 
halb des Reichsgebiets nach dem Stande vom 
31. Dezember 1937 eingetreten ist. Die gleiche 
Vermutung gilt, wenn die Anmeldung vor dem 
23. Juli 1957, oder wenn sie nicht aus dem Gel- 
tungsbereich des Gesetzes eingereicht wurde, vor 
dem 23. Oktober 1957 vorgenommen worden ist. 
Fehlt es an diesen Voraussetzungen, so liegt eine 
irrtümliche Anmeldung im Sinne der Absätze 1 
und 2 nur vor, wenn der Antragsteller nachweist. 


daß derjenige, der die Anmeldung vorgenommen 
hat, im Zeitpunkt der Anmeldung die Tatsachen 
kannte, deren Angabe für eine ordnungsgemäße 
Anmeldung nach den rückerstattungsrechtlichen 
Vorschriften erforderlich gewesen wäre; ist die 
Anmeldung durch einen Vertreter vorgenommen 
worden, findet § 166 des Bürgerlichen Gesetz- 
buches entsprechend Anwendung." 

Die Absätze 3 bis 5 werden die Absätze 4 bis 6. 


3. An den neuen Absatz 4 wird folgender Satz 2 
angefügt: 

„Der Antrag kann nur bis zum . . . (12 Monate 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes) gestellt wer- 
den." 


4. Nach § 30 a wird folgender § 30 b eingefügt: 

.§ 30 b 

Ist ein rückerstattungsrechtlicher Anspruch 
(§§ 1, 3) rechtswirksam nach den in § 1 1 Nr. 1 
Buchstaben a, b und d genannten Rechtsvorschrif- 
ten oder nach §§ 27, 29 und 30 angemcldet wor- 
den, ohne daß die einzelnen feststellbaren Ver- 
mögensgegenstände erkennbar sind, für die Er- 
satz verlangt wird, so wird die Anmeldung un- 
wirksam, soweit nicht bis ... (12 Monate nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes) die Beschreibung 
der einzelnen Gegenstände, für die Ersatz ver- 
langt wird, nachgeholt worden ist." 


5. § 44 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Der Härteausgleich beträgt bei der Ent- 
ziehung von Hausrat in den ehemals besetz- 
ten Westgebieten 8000 Deutsche Mark, bei 
der Entziehung von Schmuck- und Edelmetall- 
gegenständen in den ehemals besetzten oder 
eingegliederten Gebieten 2000 Deutsche Mark. 
Der Härteausgleich beträgt jedoch höchstens 
zwei Drittel des Wiederbeschaffungswertes 
(§ 16) der entzogenen Gegenstände." 

b) Absatz 11 erhält folgende Fassung: 

„(11) Die Durchführung der Bestimmungen 
der Absätze 1 bis 10 erfolgt im Rahmen der 
im jeweiligen Haushaltsplan ausgebrachten 
Mittel." 
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Artikel II 

1. a) Ist vor Inkrafttreten dieses Gesetzes ein rück- 

erstattungsrechtlicher Anspruch (§§ 1, 3) 

rechtskräftig zurückgewiesen oder zurückge- 
nommen worden, kann der Anspruch bis zum 
... (12 Monate nach Inkrafttreten des Geset- 
zes) erneut im Rückerstattungsverfahren gel- 
tend gemacht werden, soweit dem Berechtig- 
ten auf Grund der Änderungen in Artikel I 
Nr. 1 erstmalig ein rückerstattungsrechtlicher 
Anspruch zu steht, 

b) § 27 Abs. 4 und § 28 Abs. 4 finden entspre- 
chende Anwendung. 

2. Zur Prüfung, ob die Voraussetzungen des § 30 
Abs. 1 bis 3 vorliegen, ist das Verfahren an die 
zuständige Wiedergutmachungsbehörde oder, 
falls eine solche nicht besteht, an das zuständige 
Wiedergutmachungsgericht erster Instanz zu- 
rückzuverweisen, sofern nicht bereits eine unan- 


fechtbare Entscheidung über die Wirksamkeit 
der Anmeldung vorÜegt. Auf Antrag beider Par- 
teien kann von der Zurückverweisung abgesehen 
werden, oder auch wenn eine Wiedergutma- 
chungsbehörde besteht, das Verfahren an das 
Wiedergutmachungsgericht erster Instanz zu- 
rückverwiesen werden. 


Artikel III 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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